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lichten Untersuchungen an den MÄnchener Schulkindern ist sicher nicht
zuletzt die von den Amerikanern unternommene Hilfsaktion fÄr die
deutschen Hungerkinder zu verdanken. Weiter leitete er unter
grossen persÅnlichen Opfern die an anderen UniversitÇten vielfach
gepflegten und unter seiner FÄhrung gelegentlich des Deutschen Turn-
festes in MÄnchen auch an den deutschen Turnern durchgefÄhrten
anthropometrischen Untersuchungen auch fÄr die Studierenden der
MÄnchener Hochschulen ein; der Beitrag, der mit diesen Unter-
suchungen zu der insbesondere sportlichen ErtÄchtigung des deutschen
Nachwuchses geleistet wurde, und ebenso das unschÇtzbare Ver-
gleichsmaterial, das in diesen Untersuchungen gewonnen wurde, sind
in ihrem Wert heute noch nicht zu beurteilen. Mitten aus diesem
mÄhevollen Werk hat der Tod Rudolf Martin gerissen,

Dies sind die trockenen Hauptdaten des wissenschaftlichen
Lebens Rudolf Martins, wenn ich von den vielen ihm zuletzt
besonders anlÇsslich seines 60. Geburtstags zuteilgewordenen
Çusseren Ehrungen und Auszeichnungen absehe, weil der Ver-
storbene auf sie nie allzuviel Gewicht gelegt hat. Wer mit Rudolf
Martin Åfter persÅnlich zusammen sein durfte, der erkannte bald
den Menschen in ihm noch hÅherstehend als den Wissenschaftler, zu
dem er gekommen war. Ungemein vielseitig war RudolfMartin
nicht nur fÄr Kunst und Literatur in hohem Maasse interessiert,
sondern er nahm auch an den persÅnlichen Geschicken und Miss-
geschicken seiner SchÄler und Untergebenen stets regen Anteil, er
war ihnen in ihren kleinsten Sorgen ein gÄtiger Berater. Rudolf
Martin konnte nicht nur alles verstehen, sondern auch É und das
war seine schÅnste Eigenschaft, die leider nur von manchen als
ÑSchwÇcheÖ nicht verstanden und gewissenlos missbraucht wurde É
alles verzeihen. Er war einer der seltenen Menschen, die ganz ihrer
Wissenschaft leben kÅnnen und die darum im Kampf des Daseins
nicht verbittern; er liess aus diesem Grund jedem in weitestgehendem
Maass seine eigene Meinung und seinen eigenen Willen; er fÇllte
nie ein gehÇssig hartes Urteil Äber einen Gegner und hatte ein eigenes
Geschick, entstandenen Zwist ohne viele Worte gÄtlich beizulegen.
So geht denn auch wohl allen, dei ihn persÅnlich gekannt hatten, der
Tod des Menschen noch nÇher als der des ÄberragendenÜ Anthro-
polcgen und Gelehrten, der mit Rudolf Martin dahingegangen ist.

Rudolf Martin fasste sein Lebensziel, wie es sein Lehrer
Weismann einmal gekennzeichnet hatte und wie es auch wir nach
ihm fassen mÄssen: ÑNiemals werden wir mit der Erforschung des
Lebens endgÄltig abschliessen, und wenn wir einen vorlÇufigen Ab-
schluss zeitweise versuchen, so wissen wir doch sehr wohl, dass
auch das Beste, was wir geben kÅnnen, nicht mehr bedeutet als eine
Stufe zu Besserem.Ö Rudolf Martin hat allerdings sein Lebens-
werk nicht nur zu einer Stufe gemacht, sondern zu dem Fundament
A Baues, an dem noch Generationen seiner SchÄler weiterarbeiten
ánnen.

Soziale Medizin und Hygiene.

Die Abtreibungsseuche vom rechtlichen und sozialen

Standpunkte.

Bericht an den 7. bayer. Aerztetag von Hofrat Dr. Hoeber,

Augsburg.

In der Frage der Abtreibung ist das Schrifttum ungeheuer an-
gcwachsen. In zahlreichen KÅrperschaften É Çrztlichen, juristischen,
kirchlichen, politischen, staatswissenschaftlichen, parlamentarischen
u. a. É wurde darÄber verhandelt. Neue Gesichtspunkte sind kaum
zu finden. Die gegenÄberstehenden Ansichten sind schwerlich zum
Ausgleich zu bringen. Da aber anzunehmen ist, dass nicht alle
Teilnehmer des bayerischen Aerztetages mit diesem Thema sich
nÇher befasst haben, ist es nÅtig, eine àgedrÇngte Uebersicht Äber die
ganze Angelegenheit zu geben, das was verschiedentlich dafÄr und
dagegen vorgebracht wird, in seiner Auswirkung sich zu vergegen-
wÇrtigen und so die Aussprache einzuleiten und die Beschlussfassung
zu ermÅglichen.

.. Biologisch beginnt das neue Leben mit der Vereinigung des (mÇnn-
lichen) SamenkÅrperchens mit dem (weiblichen) Ei und zwar zunÇchst das
intrauterine, das im Mutterleibe und von dem Augenblick ab, wo nach dem
Durchtritt des Kopfes durch das mÄtterliche Becken der erste Atemzug
TONOSDhESChe Luft in die Lungen bringt, das extrauterine, eigentliche
eben.

Zivilrechtlich beginnt nach $ 1 des BGB. die RechtsfÇhigkeit des Men-
schen mit der Vollendung der Geburt, d. h. mit der Trennung des Kindes
vom Mutterleibe, wobei die vollstÇndige Aufhebung des Zusammenhanges
mit der Mutter durch LÅsung der Nabelschnur nicht nÅtig ist. Auch Lebens-
fÇhigkeit ist nicht erforderlich. Selbst eine lebensunfÇhige Missgeburt, die
zunÇchst lebt, ist rechtsfÇhig.

Die rechtliche FÄrsorge geht aber weiter zurÄck, sogar auf eine noch
nicht erzeugte Person, den nasciturus, womit sich verschiedene Paragraphen
des BGB. (1913, 2101, 2108, 2109, 2178) befassen, was hier nicht weiter von
Belang ist.

Der gezeugte, aber noch nicht geborene Mensch, die Leibesfrucht ($$ 1912,
1592 BGB.), ist zwar noch nicht rechtsfÇhig, aber bereits Gegenstand recht-
licher FÄrsorge, allerdings nur fÄr den Fall der Geburt.

Schon vor der Geburt hat die Leibesfrucht zur Zeit àdes Erbanfalles
ein Recht auf Unterhalt aus dem Erbteil ($ 1963 BGB.), falls die Mutter ausser
Stande ist, sich selbst zu erhalten. Nach $ 844 BGB. tritt das fÄr den Fa]l
der Geburt der Mutter zustehende Unterhaltsrecht bzw. die Unterhalts.
pflicht des Kindsvaters auch im Falle seiner TÅtung ein, wenn der Dritte
zur Zeit der Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war. Die vor der
Geburt des Kindes von dem Unterhaltspflichtigen zur Vereitlung des Unter-
haltsanspruches vorgenommenen Rechtshandlungen kÅnnen nach Massgabe des
Anfechtungsgesetzes angefochten werden. Nach $ 331 Abs. Il BGB. kann der
Leibesfrucht durch Vertrag eine Zuwendung gemacht werden. Eine Leibes-
frucht erhÇlt nach $ 1912 BGB. zur Wahrung ihrer kÄnftigen Rechte, soweit
diese einer FÄrsorge bedÄrfen, einen Pfleger, bei unehelichen stets, bei ehe-
lichen nur dann, wenn das Kind, falls es bereits geboren wÇre, nicht unter
elterlicher Gewalt stehen wÄrde.

Ein Vater kann nach $ 1777 BGB. fÄr ein Kind, das erst nach seinem
Tode geboren wird, einen Vormund benennen, wenn er dazu berechtigt sein
wÄrde, falls das Kind vor seinem Tode geboren wÇre, d. h. wenn ihm zur
Zeit seines Todes die elterliche Gewalt Äber das Kind zusteht und nicht ge-
nommen ist.

Nach $ 1923 BGB. gilt, wer zur Zeit des Erbanfalles noch nicht lebte,
aber bereits gezeugt war, als vor dem Erbfalle geboren. Nach $ 2043 BGB.
ist, soweit die Erbteile wegen der zu erwartenden Geburt eines Miterben
noch unbestimmt sind, die Auseinandersetzung bis zur Hebung der Unbestimmt-
heit ausgeschlossen. D

Ferner ist zum rechtlichen Schutze des. Gezeugten, aber noch nicht Ge-
borenen $ 1313 BGB. zu erwÇhnen, wonach eine Frau erst 10 Monate nach
der AuflÅsung oder NichtigkeitserklÇrung ihrer frÄheren Ehe eine neue Ehe
eingehen darf, es sei denn, dass sie inzwischen geboren hat. Von dieser
Vorschrift kann Befreiung bewilligt werden.

Aus den angefÄhrten zivilrechtlichen Bestimmungen geht hervor,
dass die Leibesfrucht nicht bloss,. wie vielfach jetzt hingestellt zu
werden beliebt wird, ein Teil des KÅrpers der Mutter ist, Äber den sie
beliebig verfÄgen kÅnne, sondern, dass der Leibesfrucht, an deren
Entstehung und Entwicklung eine mÇnnliche Person mitbeteiligt ist,
bereits gewisse VermÅgens- und Existenzrechte zukommen.

Dementsprechend ist der werdende Mensch auch durch das Strafgesetz
geschÄtzt, allerdings noch nicht im gleichen Maasse, wie der rechtsfÇhige
geborene Mensch, dessen vorsÇtzliche TÅtung als Mord ($ 211 StGB.) mât
dem Tode oder wenn die TÅtung nicht mit Ueberlegung ausgefÄhrt wurde,
als Totschlag ($ 212 StGB.) mit Zuchthaus nicht unter 5 Jahren bestraft wird.

Nach $ 218 StGB. wird eine Schwangere, welche ihre Frucht vorsÇtzlich
abtreibt oder im Muterleibe tÅtet, mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, bei mildern-
den UmstÇnden mit GefÇngnis nicht unter 6 Monaten bestraft.

Der gleichen Strafe verfÇllt, wer mit Einwilligung der Schwangeren
die Mittel zu der Abtreibung oder TÅtung bei ihr angewendet oder ihr bei-
gebracht hat; wer gegen Entgelt dies tat oder sie ihr verschaffte, erhÇlt
Zuchthaus bis zu 10 Jahren ($ 219 StGB.). Nach $ 43 StGB. ist schon der
Versuch strafbar, auch der mit untauglichen Mitteln.

Geschieht die Abtreibung oder TÅtung der Leibesfrucht ohne Wissen
oder Willen der Schwangeren, so setzt $ 220 StGB. eine Zuchthausstrafe nicht
unter 2 Jahren fest; falls die Schwangere durch die Handlung stirbt, Zucht-
haus nicht unter 10 Jahren oder lebenslÇnglich.

WÇhrend zivilrechtlich der werdende Mensch von seiner Zeugung bis
zur Vollendung der Geburt gleich bewertet ist, ist strafrechtlich noch eine
Phase eingeschoben, in der die TÅtung strenger bestraft wird, wie bei der
Leibesfrucht, aber milder wie beim Menschen an sich, nÇmlich die TÅtung
in oder gleich nach der Geburt ($ 217 StGB.).ä Diese Sonderheit gilt aller-
dings nur fÄr das uneheliche Kind, dessen TÅtung in diesem Zeitpunkte durch
die uneheliche Mutter mit Zuchthaus nicht unter 3 Jahren geahndet wird,
bei mildernden UmstÇnden mit GefÇngnis nicht unter 2 Jahren.

Durch die angefÄhrten gesetzlichen Bestimmungen blieb bis in
die jÄngste Zeit die absichtliche Unterbrechung der Schwangerschaft
vereinzelt, wobei sicher auch das Gewissen mitwirkte, das in solcher
Handlung etwas VerabscheuenswÄrdiges, UnzulÇssiges sah. Jetzt in
der Nachkriegszeit herrscht allenthalben die Anschauung, dass eine
Zunahme in erschreckender Zahl stattfindet, so dass man von einer
Abtreibungsseuche spricht.

Ein direkter Beweis hiefÄr ist unmÅglich, weil die Abtreibung
als verboten und strafbar gewÅhnlich heimlich ausgefÄhrt wird und
deshalb wohl der grÅsste Teil der FÇlle Äberhaupt nicht zur Kenntnis
gelangt.

Ich scheide fÄr meinen Teil des gestellten Themas die FÇlle aus,
bei denen aus rein medizinischen GrÄnden eine kÄnstliche Unter-
brechung der Schwangerschaft vorgenommen wird, FÇlle, die auch
nicht heimlich geschehen und meist in einer Krankenanstalt vor-
genommen werden. Diese FÇlle sind nach meiner Auffassung gleich
einer sonstigen Çrztlichen Operation zu erachten und werden im
ganzen jedenfalls nicht so hÇufig notwendig, dass daraus ein Åffent-
licher Missstand entstÄnde, selbst bei nicht zu engherzig ausgelegter
Indikationsstellung, dass durch die Schwangerschaft eine bei der
Mutter bestehende Krankheit erheblich verschlimmert oder tÅdlich
wÄrde. Dieser Punkt wird eingehend von dem Mitberichter, Herr
Dr. Karl Dreyer, Frauenarzt in Koburg, erÅrtert werden, der die
Fine vom Standpunkte des GynÇkologen und Arztes aus beleuchten
wird.

Haben wir Anhaltspunkte dafÄr, dass die Abtreibungen in
Deutschland jetzt gegen frÄher hÇufiger geworden sind?

VerdÇchtig ist der GeburtenrÄckgang. Die Zahl der Lebendgeborenen
betrug im Deutschen Reiche im Jahre

1913 noch 27,6 auf 1000 Einwohner,
1923 nur mehr 20,9,
1924 nur 20,4.

Im Jahre 1906 hatten wir noch 2 Millionen Lebendgeborene, im Jahre
1924 nur mehr 1268 542, also um rund 700 000 weniger.
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Freilich sind die Ursachen des GeburtenrÄckganges mannigfaltig: Erkran-
kungen der Geschlechtsorgane, absichtliche Vermeidung der Kindererzeugung,
Anwendung empfÇngnisverhindernder Mittel u. a. Aber ohne Zweifel spielen
die Aborte dabei eine bedeutende Rolle.

Dies erhellt aus den ermittelten und geschÇtzten Zahlen.
Max Hirsch berechnete aus Gross-Berliner Material auf 100 frucht-

bare Ehen -93 Aborte. Im Alter von 30 bis 37 Jahren auf 100 verheiratete
Frauen 110 Aborte, d. h. jede Frau dieser Altersklasse habe mindestens eine
Fehlgeburt durchgemacht.

Geheimrat Hansberg-Dortmund hat an einer Statistik der dortigen
Frauenklinik, durch Erhebung bei den Dortmunder Krankenkassen und aus
Berichten anderer Frauenkliniken Deutschlands die Gesamtsumme der Aborte
fÄr ganz Deutschland auf jÇhrlich eine Million berechnet. Die Zahl der Fehl-
geburten habe im letzten Jahrzehnt in ungeheurem Masse zugenommen und
komme der Zahl der ausgetragenen Geburten und FrÄhgeburten wahrschein-
lich nahezu gleich. Jedes Jahr erkrankten in Deutschland mindestens
100 000 Frauen und sterben ungefÇhr 6000 an den Folgen von Abtreibungen.
Mit anderen Worten: In Deutschland werden tÇglich, da Çrztliche Eingriffe
die Regel bilden, mindestens 2000 Aborte ausgerÇumt, erkranken jeden Tag
300 Frauen und sterben 15 bis 20 an den Folgen dieser Eingriffe.

Die angefÄhrten Zahlen tragen sicher zu schwarz auf durch Verallge-
meinerung von Ziffern einzelner GrossstÇdte; Schulte-Breslau schÇtzt
statt eine Million nur eine halbe.

In Bayern wurden amtlich gemeldet im Jahre 1924 an Kindbettfieber
nach rechtzeitiger Entbindung 530 Erkrankte und 104 Gestorbene, nach Fehl-
geburt 113 Erkrankte und 54 Gestorbene.

Sicher dÄrfte sein, dass eine gewaltige HÇufung der Fehlgeburten
eingetreten ist. ;

Die Mittel der Abtreibung sind entweder innerliche oder mecha-
nische. Die innerlichen Mittel, welche glÄcklicherweise meist nicht
wirksam sind, wurden in einer bayerischen Ministerialentschliessung
vom 14. MÇrz 1925 betreff Handel mit Abtreibungsmitteln gesetzlich
verboten bezÄglich der Åffentlichen AnkÄndigung oder Anpreisung
von Mitteln gegen Blutstockung und zwar auch dann, wenn sie als
Mittel gegen Regel-, Perioden- oder MenstruationsstÅrungen ange-
kÄndigt werden. Hierunter fallen auch die Margonalerzeugnisse,
Frauen- und Mutterkrauttee, Menstruationsbadekrauttee. Derartige
Mittel dÄrfen ausserhalb der Apotheken nicht feilgehalten oder ver-
kauft werden.

Bei den mechanischen Mitteln, die in Einspritzungen oder Ein-
dringen mit GegenstÇnden in die GebÇrmutterhÅhle bestehen, ist oft
eine KÅrperverletzung der Frau mit verbunden, wodurch meist eine
Çrztliche Behandlung notwendig und dadurch die Abtreibung ent-
deckt wird. Leider kommen auch derartige Verletzungen durch
Aerzte vor. Auf solche Weise erhalten wir ein Teilbild Äber die
HÇufigkeit der Abtreibungen. E

In Bayern wurde rechtskrÇftig wegen Verbrechen gegen die $$ 218 bis
220 StGB. auf Strafe erkannt im Jahre

1917 in 72 Strafverfahren 1921 in 538 Strafverfahren
1918 Ñ 138 N 1922 ,, 660 in
1919 Ñ119 s 1923 ,Ñ 586 5
1920 , 293 Ñ 1924 , 690 a

zusammen 3096 Strafverfahren in 8 Jahren. Eine Steigerung von 72 auf 690,
d. i. um das 9,5 fache.

Bemerkenswert ist die Beteiligung der einzelnen Ober-Landesgerichts-
bezirke. Es stiegen die FÇlle von 1917 bis 1924 in

Augsburg von 16 auf 88, d. i. um das 5,5 fache.
Bamberg von 9 auf 70, d. i. um das 7,7 fache,
NÄrnberg von 19 auf 98, bzw. 158 im Jahre 1922, d. i. um das 5,1 bzw.

8,3 fache,
MÄnchen von 25 auf 358, d. i. um das 14,3 fache,
ZweibrÄcken von 3 auf 76, d. i. um das 25,3 fache.

In Bayern waren wegen Abtreibung
Personen 1913 1924

angeklagt. vi a ge 80) 1048
davonÜ verurteilt 1.12... 38. 3ã were 913

freigesprochen . . . å... 16 134
Verfahren eingestellt . . : Ñ . É 1

bei Gesamtverurteilten Bu 63 899 97 381
Prozent aller Verurteilten . . . ...01 0,9
auf 100000 der strafmÄndigen BevÅlkerung 2 18
Verurteilte Erwachsene . . . 893

davon mÇnnlich 330 = 37 Proz., weiblich 563 = 63 Proz.
Auf 100 000 StrafmÄndige mÇnnlich 16, weiblich 23.

Jugendliche wegen Abtreibung im Jahre 1924
Augeklagt ve de ae a ne Ne a Pe ne 722
verurteilt 3 mÇnnl, 17 weiblich. . . . å'. 2.2.20
abgesehen von Strafe ($ 6 des Jug.Ger.Ges.). . . . 1
freigesprochen BT) AR OL rue |

Verurteilte wegen Abtreibung nach Oberlandesgerichtsbezirken im
Jahre 1924:

absolut auf 100 000 d. BevÅlk.
MÄnchen! > =.) 7.21: 3ã A JA21 20
Augsburg an Aue 186 16
NÄrnberg RP ee 132 9
ZweibrÄcken Pe 78 8
Bamberg. . . . . 97 7

Zum Vergleiche seien einige andere Delikte angefÄhrt:
Angeklagte wegen 1913 1924

Kindsmord, 1: werk exe Yo fan mann Milan eferak en s 22 48
Sittlichkeitsdelikte ANNALEN 2114 2215
KÅrperverletzung - u. Wo = 23T... 6.281671 10 054
Diebstahl und Unterschlagung . . . . .. 17 220 26 437
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Angeklagte wegen 1913 1924

GemeingefÇhrliche Verbrechen und Vergehen,
Brandstiftung - -å å . - Ara Ta kr 9115800 12 284

davon gegen Viehseuchengesetz . . . . . .- _ 8 802
Wider die Åffentliche Ordnung . 5376 27 474

Aus dem bisher AngefÄhrten ist ohne Zweifel als festgestellt an-
zusehen, dass die Abtreibungen in der Tat einen grossen Umfang
angenommen haben. Es steht aber ebenfalls fest, dass in weiten
Kreisen der BevÅlkerung die bisherige strenge Ansicht Äber das
Abtreibungsproblem ins Wanken gekommen ist.

Diese, wenn man so sagen darf, mildere Beurteilung der Frage
spiegelt sich bereits in dem amtlichen Entwurf eines Allgemeinen
Deutschen Strafgesetzbuches ($$ 228, 229, 23 Abs. 4).

Die Zuchthausstrafe ist nur mehr ausgesetzt fÄr gewerbsmÇssige Ab-
treibung oder solcher ohne Einwilligung der Schwangeren oder bei ge-
werbsmÇssiger Verschaffung der erforderlichen Mittel. Sonst tritt an Stelle
von Zuchthaus GefÇngnis ohne Mindestbegrenzung É nach den allgemeinen
Bestimmungen bis herab zu einem Tag, event. Strafaussetzung bei Wohl-
verhalten, bei mildernden UmstÇnden sogar nur Geldstrafe oder in beson-
ders leichten FÇllen Verweis. Der Versuch der Abtreibung bleibt strafbar,
aber straflos dann, wenn der TÇter die Tat aus grober Unwissenheit Äber
Naturgesetze an einem Gegenstand oder mit einem Mittel versucht hat, an
oder mit dem die Tat Äberhaupt nicht ausgefÄhrt werden kann. In beson-
ders leichten FÇllen kann das Gericht, auch wenn die Voraussetzungen grober
Unwissenheit Äber Naturgesetze nicht vorliegen, von Strafe absehen.

Dagegen ist fÄr Åffentliche AnkÄndigung von Abtreibungsmitteln oder
-verfahren und fÄr Anbietung seiner oder fremder Dienste GefÇngnis bis zu
zwei Jahren oder Geldstrafe vorgesehen ($ 229).

EinfÄgen darf ich hier den sogen. Operationsparagraphen. WÇhrend
bisher die Strafbarkeit Çrztlicher Operationen in juristischem Schrifttum um-
stritten ist, sieht der neue Gesetzentwurf in $ 238 vor, dass Eingriffe und
Behandlungsweisen, die der Uebung eines gewissenhaften Arztes entsprechen,
keine KÅrperverletzungen oder Misshandlungen im Sinne des Strafgesetz-
buches sind.

Ferner den Notstandsparagraphen ($ 22), der fÄr die aus rein Çrztlichen
GrÄnden vorzunehmende kÄnstliche Unterbrechung der Schwangerschaft in
Betracht kommt:

Wer eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht, um die gegenwÇrtige,
nicht anders abwendbare Gefahr eines erheblichen Schadens von sich
çder einem anderen abzuwenden, bleibt von der auf die vorsÇtzliche Be-
g:hung der Tat gesetzten Strafe frei, wenn ihm nach den UmstÇnden nicht
zuzumuten war, den drohenden Schaden zu dulden.
Selbst in streng moralischen Kreisen wird allenthalben der Frage

Raum gegeben, ob der bisherige vÅllig ablehnende Standpunkt der
kÄnstlichen Unterbrechung der Schwangerschaft aufrecht erhalten
werden kann. Am weitesten gehen die AntrÇge sozialistischer und
kommunistischer Abgeordneter im Reichstage, die auf Straflosigkeit
der Abtreibung, wenn nicht Äberhaupt, so doch innerhalb der ersten
drei Monate der Schwangerschaft hinauslaufen.

Wenn auch das befruchtete Ei noch nicht als Mensch aufgefasst
werden kann und das intrauterine Leben des Menschen vielleicht
erst von dem Zeitpunkte ab als ein solches zu bezeichnen ist, in
dem der erste Herzschlag auftritt, was etwa von der 10. Woche an
der Fall ist É auch das alte kanonische Recht nahm an, dass um
diese FrÄhzeit die Frucht noch nicht lebe É so ist naturwissen-
schaftlich auch schon um diese Zeit das neue Leben da. Biologisch
liegt deshalb auch da bereits TÅtung vor.

Nun drÇngt sich die Frage auf, welche GrÄnde es sind und zur
Jetztzeit sich hÇufen, dass die Beseitigung des menschlichen Keimes
von der Mutter oder den Eltern erstrebt wird.

. Die. GrÄnde sind entweder, dass Äberhaupt kein Kind gewÄnscht
wird, oder dass bei einer schon vorhandenen Anzahl kein weiteres
mehr begehrt wird.

In die erste Gruppe fallen die unehelich GeschwÇngerten, wo Schande,
Vorwurf der AngehÅrigen, Verlassen des Erzeugers, die Sorge, das Kleine
nicht erhalten und aufziehen zu kÅnnen, die Triebfeder sind.

Die àErfahrung hat gelehrt, dass bei unehelichen MÄttern die Abtrei-
bungen nicht so hÇufig sind als bei den verheirateten. Auch statistische An-
gaben, wie die von Agnes Blum u. a. bestÇtigen dies.

àWieweit bei Eheleuten die Abscheu vor einem Kinde sich bereits ein-
genistet hat, darÄber fehlen Anhaltspunkte. Die vielen kinderlosen Ehen
stÄtzen vielleicht diese Ansicht.

In der zweiten Gruppe, dass neben vorhandenen Kindern die Unter-
brechung einer neuen Schwangerschaft gewÄnscht wird, sind es fast nur
Verheiratete, wo wirtschaftliche Notlage angegeben wird. Die erschwerten
Einkommens- und VerdienstverhÇltnisse zeitigen solche WÄnsche; oft auch
die Sorge, fÄr die schon vorhandenen Kinder Aufzucht, Ausbildung und Ver-
sorgung kaum entsprechend bestreiten zu kÅnnen, was unerschwinglich und
nur zum Schaden der bereits lebenden Kinder notdÄrftig mÅglich wird, wenn
immer wieder ein weiteres Kind dazukommt.

In vielen FÇllen ist nicht tatsÇchliche Notlage der Vater des
Wunsches, dass das Kind nicht ausgetragen werden mÅge, sondern
die Sucht nach behaglichem Wohlleben, das gestÅrt wird durch eine
grosse Kinderzahl, durch Schwangerschaft und Wochenbett, durch
die Aufzucht des SÇuglings. Die Unlust am Kinde ist in unserem
genusssÄchtigen Zeitalter als innerer Grund der Abtreibung sicher
nicht der seltenste, der Egoismus, sein Einkommen zum Unterhalt
einer grÅsseren Familie verwenden zu mÄssen statt VergnÄgungen
und Lustbarkeiten mitmachen zu kÅnnen,

Wieweit bei verheirateten Frauen, welche durch Bruch der
ehelichen Treue in andere UmstÇnde kommen, der Wunsch zur Be-
seitigung der Folgen des Fehltrittes vorkommt, entzieht sich ge-
nauerer Kenntnis.
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MÇchtig hat die Natur den Geschlechtstrieb in die belebte Welt
gelegt zur Erhaltung der Art. Sie hat ihn ausgestattet mit dem
WollustgefÄhle, damit die Fortpflanzung gerne geschehe. Sie hat
ihn verbunden mit dem edlen Triebe der Liebe. Dieser Naturgewalt
entspricht es aber nicht, dass ihr Produkt als unerwÄnscht zerstÅrt
werde. Tiefe MÄtterlichkeit hat die Natur in das Weib gelegt, das
kommende Kind zu lieben, das geborene zu pflegen.

Von weiblichen Aerzten und Staatswirtschaftlern wird auch
behauptet, dass es meist nicht die Frau ist, die aus sich heraus
die Beseitigung der Frucht wÄnscht, sondern das Verlangen des
Ehemanns. In Wirklichkeit wird wohl beide Ehegatten gleich dieser
Wunsch beseelen.

Wenn wir den Kinderreichtum Çlterer Zeiten betrachten und den
jetzt Äberall einsetzenden GeburtenrÄckgang nicht bloss in den
GrossstÇdten, auch auf dem flachen Lande, selbst in von der mo-
dernen Kultur noch unbeleckten Gegenden, so kÅnnen nur (die
jetzigen VerhÇltnisse die Ursache sein, die erschwerte LebensfÄhrung,
der Kampf ums Dasein, die Auffassung des Lebenszweckes und die
gelockerte Moral, welche die Naturgesetze ausschalten will.

Das proklamierte Recht der Frau, Äber ihren KÅrper frei zu
verfÄgen, hÅrt auf, wenn sie sich dem Geschlechtsverkehr hingibt,
dessen Zweck nach den Naturgesetzen ist, ein neues Leben ent-
stehen zu lassen; es hÅrt auf, ihr alleiniges Recht zu sein, weil bei
diesem Naturvorgange ein Zweiter mitbeteiligt ist, der Mann, wel-
cher damit nicht bloss ein Recht, sondern auch die Pflicht mitÄber-
nimmt, fÄr das gemeinsam erzeugte neue Wesen zu sorgen. .

Von dem Standpunkte der Naturwidrigkeit aus mÄsste auch die
EmpfÇngnisverhÄtung abgelehnt werden, wie auch in dem amt-
lichen Entwurf eines Allgemeinen Deutschen Strafgesetzbuches $ 270
die Åffentliche AnkÄndigung, Anpreisung oder Ausstellung von Mitteln
oder Verfahren zur VerhÄtung der EmpfÇngnis in einer Sitte oder
Anstand verletzenden Weise unter Strafe stellt (GefÇngnis bis zu
zwei Jahren oder Geldstrafe).

In diesem Zusammenhange mÅchte ich erwÇhnen die sog. Sexual-
beratungsstellen, welche in England und Amerika weit ausgebreitet sein
sollen, und von denen im Vorjahre zwei in Hamburg errichtet wurden vom
Deutschen Bunde fÄr Mutterschutz und Sexualreform. (Nicht zu verwechseln
mit den Beratungsstellen fÄr Geschlechtskranke). Nach dem vorliegenden
Berichte waren von den Beratungssuchenden 89 Proz. Frauen und von diesen
84 Proz. verheiratet. 85,7 Proz. hatten Kinder. Nach unermÄdlicher Pro-
pagandatÇtigkeit in Zeitungen, durch Verteilung von Handzetteln in Fabriken
kamen wegen SchwangerschaftsverhÄtung 66,6 Proz., wegen schon be-
stehender Schwangerschaft mit dem Wunsche der Unterbrechung 41 Proz.
Nachdem viele Frauen durch Abweisung ihres Gesuches auf Unterbrechung
enttÇuscht waren, verschob sich das VerhÇltnis der Ratsuchenden zugunsten
der MÇnner und jetzt sei dort eine der wichtigsten Aufgaben der Beratungs-
stelle zu zeigen, wie nicht gewollte Schwangerschaft verhindert werden kann,
was meist durch Lieferung von Okklusivpessaren auf Kosten der Kranken-
kassen oder des Vereins geschieht. Bei eingetretener Schwangerschaft prÄft
der beratende Arzt unter BerÄcksichtigung der bestehenden Gesetze den Fall.
Glaubt der Arzt, dass eine wissenschaftliche Indikation (Herz-, Lungen-,
Nierenleiden usw.) gegeben ist unter Ausserachtlassung einer sozialen oder
eugenischen, dann Äberweist er die Ratsuchende an einen zustÇndigen Fach-
arzt zur Begutachtung und veranlasst, falls dessen Gutachten bejahend aus-
fÇllt, die Unterbrechung der Schwangerschaft durch den behandelnden bzw.
Kassenarzt bzw. Einweisung in ein Krankenhaus.

Ich mÅchte vor der allgemeinen Ausbreitung solcher Einrich-
tungen warnen. Der Kranke hat heutzutage, wo fast alles in Kranken-
kassen ist, genug Gelegenheit, zum Arzte zu gehen. Das muss das
PrimÇre sein. Kommt neben einer sonstigen Krankheit Schwanger-
schaft in Betracht, so wird der Arzt dementsprechend Äberlegen. Ab-
wegig wird der umgekehrte Gang oder gar die Frage: Darf die
Schwangerschaft ohne GefÇhrdung der Mutter erhalten bleiben?
Schwangerschaft ist da. Deshalb geht die Frau zum Arzte und nun
wird gesucht, ob sie die Schwangerschaft aushÇlt, irgendein kleiner
Befund erhoben, um die Unterbrechung zu rechtfertigen. Jeder Arzt,
der noch auf dem anscheinend veralteten Standpunkt steht, dass
nur bei wirklich ernstem Leiden Unterbrechung erÅrtert werden
kann, wird aus seiner Praxis eine Reihe von FÇllen kennen, wo
andere Kollegen schon bei der ersten Schwangerschaft einer jungen
Frau die kÄnstliche Unterbrechung anrieten, die Frauen aber ab-
lehnten und sich spÇter gesund eines gesunden Kindleins in grÅsstem
FamilienglÄcke erfreuten, das bei Befolgung des Çrztlichen Rates
vielleicht ewig zerstÅrt worden wÇre.

Die Wirkung der Erleichterung der kÄnstlichen Unterbrechung der
Schwangerschaft lehrt uns Russland, wo bekanntlich auf Wunsch Schwan-
gerer mit Zustimmung beamteter Aerzte in stÇdtischen KrankenhÇusern
die AusfÄhrung geschieht. In Petersburg wurden vor Jahresfrist monatlich
433 Aborte ausgefÄhrt, jetzt monatlich 1500. Die deshalb erforderliche
weitere VergrÅsserung der Bettenzahl ist mangels von Mitteln nicht mÅglich.
In Moskau hat die Zahl der staatlich sanktionierten Aborte bedeutend zu-
genommen: 2030 im Jahre 1923 und 3261 im Jahre 1924.

Wir sehen aus dem AngefÄhrten, dass die Behauptung, dass
Menschengesetze gegenÄber der Abtreibung unwirksam seien, ebenso
unrichtig ist, wie die Ansicht, dass die ungewollten und mit Sorgen
erwarteten, mit Erlaubnis entfernten Kinder keinen hohen Prozent-
satz ausmachen wÄrden, weil die Strafparagraphen erheblich mehr
so wie so umgangen als geachtet wÄrden.

Damit kommen wir zur ErÅrterung der Frage, welche sozialen
Gefahren die Abtreibung zur Folge hat.

Hierbei ist es notwendig, dass wir vom rein Çrztlichen Stand-
punkte aus, ohne RÄcksicht auf Politik und Weltanschauung der
Frage nÇher treten.

In erster Linie kommt die Gesundheit der Mutter in Betracht,
Gewiss ist der Eingriff nahezu ungefÇhrlich, wenn er von einem auf

wissenschaftlicher HÅhe stehendem, operativ geschulten Arzte vorge-
nommen wird, zumal in einer modern eingerichteten Krankenanstalt.
So beeintrÇchtigt er kaum die spÇtere Fruchtbarkeit.

Dies trifft bislang nur bei rein Çrztlicher Indikation zu, wobei die
engere oder weitere -Auffassung dieses Begriffes Sache des be-

treffenden Arztes ist und Strafverfolgung wie bei anderen Opera-

tionen ohne eigentliche iuristische StÄtze stillschweigend nicht er-
hoben zu werden pflegt. : F

Da aber, wo Çrztliche GrÄnde nicht vorliegen und die ansinnende
Frau abgewiesen werden muss oder wo Äberhaupt die Schwangere
den Arzt gar nicht um Rat fragt, weil sie von der Aussichtslosigkeit
der ErfÄllung ihres Wunsches ohnehin Äberzeugt ist, wo sie nur er-
fÄllt ist von der Vorstellung des verderblichen UnglÄckes, das ihr
das Kind bringt, oder vom Erzeuger zu dieser Ansicht gebracht ist,
greift die Frau selbst zu den primitivsten und gefÇhrlichsten Mitteln,
um die Unterbrechung herbeizufÄhren, oder wandert zum Abtreiber.
Diese FÇlle hÇufen sich besonders in Gegenden, wo solche Verbrecher
sitzen, die in heimlicher Empfehlung sinnverwirrter MÄtter aufgesucht
werden, Çhnlich wie die weisen Frauen, die durch Gesundbeten die
Rachitis der Kinder zu heilen im Rufe stehen. Die BehÅrden wissen
lange nichts davon É nur im Volksmunde weiss àman sie É oder
haben keine genÄgenden Tatsachen um sie zu fassen, bis ein Todes-
fall oder ein zur Krankgewordenen zugezogener Arzt Kunde zur
Strafeinschreitung gibt.

Leider muss hier auch gestanden werden, dass es wie ver-
schiedene Gerichtsverhandlungen beweisen, auch Aerzte gibt, die
ihre mangelhafte Ausbildung durch ein um so weiteres Gewissen er-
setzen und schwerste, ja tÅdliche Verletzungen den Frauen bei-
bringen. Durchstossen der GebÇrmutter mit dem Instrumente, Durch-
bohrung des Darmes, Herausziehen selbst meterlanger DarmstÄcke
u.Ç. Bei der bekannten Geheimhaltung der Aborte sind solche un-
glÄckliche AusgÇnge sicher unendlich viel hÇufiger als gewÅhnlich
angenommen wird. i

Bei manchen Aerzten ist auch die Moral bereits weit gesunken,
weil sie durch die Entartung des Krankenkassenwesens, die schlechte
Kassenbezahlung und die Notwendigkeit, den Lebensunterhalt um
jeden Preis zu verdienen, fast nâr mehr materialistisch eingestellt
sind und jeden Ratsuchenden als-Erwerbsobjekt betrachten, die ersten
Erscheinungen der Proletarisierung des Çrztlichen Standes, die von
den Çrztlichen Organisationen den Regierungen lÇngst warnend vor-
ausgesagt wurde, die sich aber entwickeln musste, weil alle Vor-
schlÇge auf Besserstellung der Aerzte stets abgelehnt wurden.

Durch den Tod der Mutter oder das Siechtum, in das sie durch
den verbrecherischen Eingriff verfÇllt, entsteht sozialer Schaden fÄr
die Betroffene, die Kinder, ihren Ehemann, die AngehÅrigen, der nicht
weiter geschildert zu werden braucht.

Diese durch unsachgemÇsse AusfÄhrung der Unterbrechung der
Schwangerschaft verursachten SchÇden wÄrden nahezu wegfallen,
wenn die Strafbarkeit aufgehoben und der Eingriff nur von bewÇhrten
Operateuren vorgenommen wÄrde.

Die schlechten Erfahrungen, die mit der Freigabe der Kur-
pfuscherei gemacht wurden, deren SchÇden die Regierungen trotz
der intensivsten Vorstellungen der Aerzte ohne einzuschreiten zu-
lassen, drÇngen die BefÄrchtung auf, dass auch eine etwaige Freigabe
der Schwangerschaftsunterbrechung aus iuristischen ErwÇgungen all-
gemein werden wÄrde und nicht auf die Aerzte beschrÇnkt bliebe,
wie ja auch der bereits angefÄhrte Notstandsparagraph des neuen
Strafgesetzentwurfes generell ist, wodurch die gefÇhrlichen Folgen
wie bisher von Unkundigen ausgefÄhrt, fortbestehen wÄrden.

Damit kommen wir zur ErwÇhnung der nÇchsten Gefahr, welche
die ganze Volksgemeinschaft betreffen wÄrde, der der rapiden HÇufig-
keit des Eingriffes bei seiner Freigabe.

Die vorhin angegebenen Zahlen von Russland, die Mitteilungen
der Sexualberatungsstellen lehren dies. Die mildere Auffassung weiter
Kreise, die mildere Beurteilung im neuen Strafgesetzentwurfe lassen
es vermuten. Auch eine behÅrdliche Kommission bietet keinen ge-
nÄgenden Schutz, dass die Indikationen immer weiter gestellt werden.
Denn gerade die Kreise, die fÄr vÅllige Aufhebung der Strafbarkeit
eintreten, werden sorgen und nicht ruhen, dass solche Vertreter
in die Kommissionen kommen, die ihren Standpunkt der weitherzig-
sten Auslegung einnehmen. Niemand wird sich mehr innerlich ver-
antwortlich fÄhlen, rein geschÇftsmÇssig wird verfahren werden.

Ich vertraue zwar noch zu dem gesunden, ehrlichen Sinn unserer
Frauenwelt, dass auch bei Freigabe der grÅsste Teil der deutschen
Frauen nach wie vor ihr Kindlein austragen wird. Allein man kann
nie wissen, wie schliesslich das Beispiel anderer wirkt und hat dann
die zÄgellose Ausbreitung dieses Unheils nicht mehr in der Hand.
Auch nicht, wenn wie von verschiedenen gefordert wurde, nur der
Abtreiber bestraft werden sollte, dagegen die Selbstabtreibung frei
sein sollte, wobei auch die beratende Lohnabtreibung der Strafe ent-
schlÄpfte und Denunziationen TÄr und Tor geÅffnet wÄrde.

Dann wÄrde das Weib vielfach nur mehr das Werkzeug zur
Befriedigung des Sinnesrausches des Mannes sein und der edelste
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kommenschaft besteht und mit dem GlÄcke der Liebe und Verehrung
des Weibes ausgestattet ist, zu einem unter dem Tiere liegenden
gemeinen, hÇsslichen Akte, der unberechtigt und naturwidrig ist, weil
er den Zweck, dem er nach den Naturgesetzen dient, nicht erfÄllt,
ja gar nicht erfÄllen will,

Ich glaube auch, dass die Vorteile, die vielleicht da und dort
eine Frau aus einer Freigabe zu erhoffen vermeint, weit Äbertroffen
wÄrden von dem Schaden, den die Gesamtheit der Frauen dadurch
hÇtte, weil das Ideal des Begriffes Weib zerstÅrt wÄrde, wenn mit
dem Kampfe es zu besitzen, mit der KrÅnung durch die Liebes-
vereinigung der Mann sein Interesse abschliesst und das beglÄckende
Band, das das Kind zwischen den Beiden schlingt, abgerissen wird,
wenn die Seligkeit des MutterglÄckes, der Mutterliebe dem Weibe
genommen wird.

Ein Volk, das solchen GrundsÇtzen huldigt, muss verderben
und bereitet sich selbst seinen Untergang.

Das Gleiche trifft zu bei dem Gebrauch empfÇngnisverhÄtender
Mittel, der gleichfalls den Paarungsakt zwecklos machen will und
fÄr den bei seinem hÇufigen Versagen die Abtreibung die Fortsetzung
ist.

FÄr das Volksganze, fÄr die Nation bedeutet dies einen er-
heblichen GeburtenrÄckgang. Das Problem des GeburtenrÄckganges
war schon vor dem Kriege nicht klar.

Die BevÅlkerungspolitiker sahen in der stetigen Abnahme der
Zahl der Geburten ein nationales UnglÄck und errechneten schon die
Zeit, bis wann die GesamtbevÅlkerungszahl des deutschen Reiches
so vermindert sei, dass dadurch Macht und Ansehen gegenÄber den
Äbrigen VÅlkern verschwunden sein mÄsse.

Die Wirtschaftspolitiker zerbrachen sich die KÅpfe, wie der bis
vor dem Kriege jÇhrliche natÄrliche Zuwachs des deutschen Volkes,
der im Jahre 1913 noch 721 199 oder 12,1 auf 1000 Einwohner betrug,
mit Arbeit und Nahrung versorgt werden kÅnnte, wie Auswanderung
und Kolonien organisiert werden mÄssten um den Ueberschuss an
Menschen in Deutschland unterzubringen.

Manchen Kreisen wurde unterschoben, dass es nur ihre Belange
betreffe, dass recht viele Menschen da wÇren, einmal um Soldaten
zum KriegfÄhren zu haben und dann, damit bei Lohnforderungen der
Arbeitnehmer reichlich Arbeitslose zur VerfÄgung stÄnden, die gerne
fÄr Entlassene eintrÇten.

Beide GrÄnde, wenn sie tatsÇchlich .bei einigen bestanden haben
sollten, sind hinfÇllig. So viel Soldaten kann gar kein Staat haben,
dass er allein eine Anzahl anderer mÇchtiger Staaten, die gegen ihn
sind, besiegen kann. Da muss BÄndnispolitik klug einspringen. Auch
werden moderne Kriege, wie der Weltkrieg in seiner zweiten HÇlfte
bereits gezeigt hat, mechanisch und chemisch gefÄhrt, so dass die
Menge der Bataillone nicht mehr die Rolle spielt wie ehedem. Dass
viele BeschÇftigungslose nur ein Nachteil sind, ist bei der Ent-
wicklung der ErwerbslosenfÄrsorge und der Koalitionsmacht un-
umstritten.

Sofern daher ein Land nicht Äber hinreichende Gebiete mit
erheblichen BodenschÇtzen verfÄgt, was bei uns Deutschen nicht
der Fall ist und nie sein kann, ist ein zu rasches Zunehmen der
BevÅlkerung fÄr niemand von Vorteil.

Ein GeburtenÄberschuss auf mittlerer Linie, so dass die jÇhr-
lichen Geburten die SterbefÇlle genÄgend decken und darÄber noch
einen vernÄnftigen Zuwachs der àBevÅlkerungszahl in sich schliessen,
ist fÄr ein Volk, wohl der beste. Ein solcher Zuwachs wird Arbeit
und Brot finden sowohl bezogen auf die Gesamtheit des Volkes als
auch auf die einzelne Familie. Diese wird weniger Kinder besser
und leichter aufziehen als viele, von denen mangels mÅglicher Pflege
ein Teil wieder stirbt, so dass Schwangerschaft, Entbindung und
Wochenbett mit all ihren WirtschaftsstÅrungen und Lebensgefahren
fÄr die Mutter umsonst war. .

In Deutschen Reiche betrug der GeburtenÄberschuss im Jahre 1913
absolut 721199, auf 1000 Einwohner 12,1; 1923 absolut 439 782, auf 1000 Ein-
wohner 7,1; 1924 absolut 508 878, auf 1000 Einwohner 8,2.

In Bayern war der GeburtenÄberschuss im Jahre
113: u ne 8321 1921 81 778
1914 2 a 42,548 1922 70 531
1919. 2.7 Je. 4201 0 112989,764 1923 61 417
ION ei rk 8676 1924 67 496

_ Nach dem vorlÇufigen Ergebnis der kÄrzlichen VolkszÇhlung hat die Be-
vÅlkerung in Bayern seit 1910 um 516 440, seit 1919 um 343 211 Personen zu-
genommen.

Das quantitative BevÅlkerungsproblem fÄhrt weiter zu dem
qualitativen, das ungleich schwieriger ist, aber erfreulicherweise
gerade in den letzten Jahren Gegenstand wissenschaftlicher For-
schung wurde; jedoch sind die Ergebnisse der Vererbungslehre, die
auf dem Mendelismus beruht, noch zu ungeklÇrt. Wenn auch bei
angeborenen dominant-erblichen Krankheiten die Belastung der Fa-
milie mit RÄcksicht auf die zu erwartende Nachkommenschaft recht
sicher ausgewertet werden kann, so. liegen die VerhÇltnisse bei
rezessiv-erblichen Krankheiten viel verwickelter.

FÄr unsere Frage der Unterbrechung der Schwangerschaft kommt
die àqualitative Auslese, wobei auch an den Aufruf des Zwickauer
Bezirksarztes, Regierungsmedizinalrat Dr. Boeters, Äber opera-
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tive Unfruchtbarmachung der BlÅdsinnigen, Geisteskranken und Epi-
leptiker usw. gedacht werden mag, praktisch nicht in Betracht.

Denn kaum wird ein Vater oder eine Mutter bei eigener Minder-
wertigkeit selbst die Abtreibung verlangen; ein staatlicher Zwang
hiezu scheidet Äberhaupt aus. Es ist nicht von der Hand zu weisen,
dass im Einzelfalle gerade ein durch Keimanlage qualitativ wertvoller
Mensch vom Leben ausgeschaltet wÄrde. Eher wÇre dies Verlangen
bei Freigabe von geistig HÅherstehenden zu befÄrchten, die sich
ja jetzt schon meist durch eine geringe Kinderzahl auszeichnen.

Ich. kann mir nur einen Grund denken É ausser dem rein
Çrztlichen bei Krankheit É, bei dem man eine Unterbrechung der
Schwangerschaft anerkennen kÅnnte, nÇmlich den der Vergewaltigung.

Diese FÇlle sind in Wirklichkeit bei genauer Erhebung des
jeweiligen Tatbestandes so selten, dass sie praktisch fÄr die All-
gemeinheit keine Rolle spielen. Auch bei dieser Zulassung wÄrden
ernste Gefahren heraufbeschworen, weil dann bei ausserehelich oder
im Ehebruch GeschwÇngerten wohl oft Vergewaltigung vorgetÇuscht
werden wÄrde.

Wirtschaftliche Not soll nie ein Grund zur kÄnstlichen Unter-
brechung der Schwangerschaft werden. Damit kommen wir zum
Hauptpunkt, um den sich der Streit der Meinungen dreht, die soziale
Indikation.

Wenn auch namhafte Gelehrte, hauptsÇchlich GynÇkologen dafÄr
sich einsetzen, auch die ad hoc im Mai 1924 nach Wien berufene
Aerztetagung, so ist doch der Gedanke bei nÇherer Betrachtung
absurd. Zu normalen Zeiten, im Frieden hÇtte wohl niemand ernstlich
daran gedacht, wegen wirtschaftlicher Notlage eine Schwangerschaft
zu unterbrechen. Man schlÇgt auch ein Kind nicht tot, das man
nicht ernÇhren kann, sagt P.. Muckermann. Man tÅtet auch
nicht einen unheilbaren Kranken, der jahrelang der Familie zur Last
iÇllt. Jetzt, bei anormalen WirtschaftsverhÇltnissen wird diese For-
derung von einer Gruppe erhoben, jetzt, wo sich die Wirtschafts-
verhÇltnisse ohne Zweifel wieder zu bessern beginnen, so dass,
bis diese Forderung Gesetz wÄrde, das vermeintliche BedÄrfnis
hiefÄr vielleicht Äberhaupt nicht mehr von irgendjemand behauptet
wÄrde.

Dass Deutschland seinen natÄrlichen Zuwachs ernÇhren kann
ist sicher. Die FinanzabschlÄsse des Reiches, der LÇnder und
Gemeinden rechtfertigen nicht die Annahme der UnmÅglichkeit.

Wie wÄrde sich dies bei der DurchfÄhrung gestalten? Was
ist wirtschaftliche Not? Wo beginnt sie im Einzelfalle? Man mÄsste
schliesslich z. B. bei den GehaltsempfÇngern dazu kommen, fÄr die
einzelnen Gehaltsgruppen festzusetzen, wie viele oder ob Äberhaupt
nur ein Kind betreut werden kann und wÄrde zu einer Skala kommen:
etwa bei Gruppe I bis III kein Kind, dann eines usw.

Bei anderen Berufsschichten wÄrde die Feststellung der wirt-
schaftlichen Not noch schwieriger sein. Bei manchem wÄrde sie
von der prÄfenden Kommission anerkannt, der unter Verschweigen
verschiedener Einnahmequellen als bedÄrftiger sich hinzustellen weiss
als eine andere wirklich in misslichen VerhÇltnissen lebende Familie.

Wird die prÄfende Stelle streng verfahren, so wird tatsÇchlich
die Genehmigung nicht so hÇufig erteilt werden, als dass diese Zahl
der Kinder nicht mit Leichtigkeit vom Standpunkte der Allgemein-
heit aus mit erhalten werden kÅnnte.

Wird die Stelle milde urteilen, so wÄrde die Zahl der behÅrdlich
sanktionierten Schwangerschaftsunterbrechungen, zumal da fast aus-
schliesslich verheiratete Frauen in Betracht kommen, derart sein,
dass man von einem staatlichen Massenkindermorde sprechen mÄsste,
der zu einer solchen EntvÅlkerung und Entsittlichung des ganzen
Volkes fÄhren wÄrde, dass das Ende der Nation damit besiegelt
wÇre,

Da dÄrfen und mÄssen wir Aerzte laut rufen: Weg mit dieser
Forderung verkappten Wohllebens! Um die Summen, die allwÅchent-
lich zu Festlichkeiten und Feiern unter den verschiedensten Namen
im ganzen deutschen Reiche ausgegeben werden, kÅnnen alle ge-
zeugten Kinder ernÇhrt und aufgezogen werden.

Gab es nicht auch schon frÄher durch Kinderreichtum bedrÇngte
Familien? Beobachtete man nicht, wie sich solche trotzdem all-
mÇhlich erholten und zu guten VerhÇltnissen kamen? Wieviele Kinder
haben ihre in der finanziellen Verfallszeit verarmten Eltern vor Not
bewahrt und sie versorgt, im Gegensatze zu kinderarmen, welche
der Åffentlichen UnterstÄtzung nach einstigem Wohlstande unter
Seelenpein verfielen? Wieviele Eltern wurden untrÅstlich Äber den
Tod ihres einzigen oder ihrer wenigen Kinder, gerade deshalb, weil
sie dann gar keines mehr hatten. Kinderreichtum braucht nicht
Rue zu sein, sondern sichert auch Unterhalt und LebensglÄck der

tern.
Soziale Not darf in einem Kulturstaate nie und nimmermehr durch

TÅtung bekÇmpft werden. Andere Mittel gibt es dagegen. Reichen
sie in der jetzigen Form nicht aus, sind sie zu erweitern. i

Da sind zu nennen die FÄrsorgeeinrichtungen, einmal die offenen,
wie wir sie haben fÄr Hoffende, dann als Mutterberatungsstellen,
SÇuglings- und KleinkinderfÄrsorgestellen, die Kinderspeisungen, die
FÄrsorge fÄr Schulkinder und Jugendliche, Landunterbringung, Be-
rufsberatung usw. Dann die geschlossenen FÄrsorgeeinrichtungen,
die Anstalten, MÄtterheime, SÇuglingsheime, Kinderheime, Ferien-
kolonien und dergl., ferner die halbgeschlossenen, wie Krippen,
Kinderhorte, KindergÇrten, WalderholungsstÇtten u. Ç,
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In diesem Zusammenhange muss ich das Mittel berÄhren, welches von
mancher Seite als das wichtigste zur BekÇmpfung der Abtreibung gerÄhmt
wird É das Findelhaus.

Ich halte diesen Gedanken fÄr abwegig. Das Findelhaus im eigentlichen
Sinne des Wortes ist eine Anstalt, in der die Kinder untergebracht sind, ohne
dass nach Name und Herkunft gefragt wird; sie werden geheim abgegeben
oder in die Drehlade gelegt.

In Deutschland hat sich das Drehladensystem selbst im Mittelalter nie
recht eingefÄhrt. In jetziger Zeit wÄrde es wohl unvereinbar sein mit
einem geordneten Staatswesen, das eine genaue Personenstandsaufnahme
voraussetzt und entwurzelten Nachwuchs ohne Erbe, ohne Mutter, ohne Eltern,
ohne Verwandte nicht brauchen kann.

Es kÇme wohl nur fÄr Uncheliche in Betracht, die bei der ganzen Ab-
treibungsfrage, wie die Statistik lehrt und wie ich schon anfÄhrte, gegenÄber
den Ehelichen ganz bedeutend zurÄckstehen. Verheiratete werden aber
schwerlich sich dazu bekennen, etwa vom 3. oder 4. Kinde ab die weiteren

in das Findelhaus abzuschieben; sie werden so viel PflichtgefÄhl und Kindes-
liebe besitzen, das traue ich wenigstens unserer Generation noch zu, keine
Gewissensruhe zu finden bei dem Gedanken, ihre leiblichen Kinder als ent-

erbte, fremde irgendwo unbekannt aufwachsen zu wissen. j i
Doch angenommen, es wÇre so. Was wÄrden diese Findelkinder àeinst

fÄr ein Geschlecht? Vom Staate oder aus sonstigen Åffentlichen Mitteln
erzogen, wÄrden sie herangewachsen eine eigene BevÅlkerungsschicht bleiben;

Staatskinder, Äber die natÄrlich der Staat auch verfÄgen kÅnnte, eine neue

Art Unfreier, moderne Sklaven, eine Kaste vorweg Unzufriedener und Ver-

hÇrmter, welche das GlÄck des Mutterherzens, den Segen elterlicher Sorge
nie verspÄrt haben, Nummern im Volksleben, keine Menschen. Geistige
FÄhrer dÄrften sie nie werden. r j i

Die andere Art des Findelhauses, der Kinderfreistatt, die moderne, wie man

zu sagen pflegt, ist nichts anderes als zunÇchst ein SÇuglingsheim, dann ein
Kinderheim, Jugendheim, Erziehungsinstitut, Lehrlings- und Gesellenheim, bis
die SchÄtzlinge selbstÇndig geworden sind. Wenn auch fÄr die ersten Lebens-

monate durch Mitaufnahme der Mutter wÇhrend der Stillzeit der Zusammenhang
mit der Familie noch besteht, so ist dieser Zusammenhang gelÅst, sobald die
Mutter wieder zu ihrer Familie und Arbeit zurÄckkehrt und das Kind unter
Fremden von Fremden ununterbrochen aufgezogen wird. Denn nicht bloss
wegen der Beschwerden des Aufziehens als SÇugling werden Kinder nicht
gewollt, sondern vielmehr noch wegen der spÇteren Last als Kleinkind, im
Schulalter und darÄber hinaus.

Selbst wenn eine so namhafte KÅrperschaft, wie die Deutsche Gesell-
schaft fÄr GynÇkolgie seiner Zeit auf ihrer Tagung in NÄrnberg einstimmig
den modernen Findelhausgedanken als wirksamstes Mittel gegenÄber dem
kÄnstlichen Abort gutgeheissen hat, ebenso viele andere autoritative Kreise
in Deutschland, so mÅchte ich demgegenÄber die Erfahrungen setzen, welche
von den Kreisen bekundet werden, welche sich mit der SÇuglings- und Klein-
kinderfÄrsorge befassen. Lange schon spielt in diesen das Thema ÑAnstalts-
schadené eine Rolle. Die Begeisterung fÄr SÇuglingsheime, die vor 20 Jahren
Äberall einsetzte, ist verblasst. Auf der deutscehn Tagung fÄr SÇuglings-
und Kleinkinderschutz, die heuer im MÇrz in MÄnchen stattfand, fÄhrte Prof.
v. Pfaundler aus, dass die Massenpflege in Anstalten unnatÄrlich sei.
Auch in den besteingerichteten Musteranstalten bestÄnde heute noch in ge-
wissem Umfange der Massenpflegeschaden, frÄher schlechter als Hospitalismus
bezeichnet. Eine Seite des Massenpflegeschadens bilde die vermehrte Ex-
position. Aber es gÇbe auch Typen des Massenpflegeschadens, die mit der
Infektion nichts zu tun hÇtten, die charakterisiert seien durch Kleinwuchs,
allgemeine KÅrperschwÇche: -dekonstituierender Pflegeschaden. Zur Ermitt-
lung dieses Schadens sei die Konstitution zweier Reihen von Kindern in der
Klinik verglichen worden: einerseits von Kindern aus gutgeleiteten Heimen,
andererseits von Kindern ausÜ der Çrmeren BevÅlkerung der Stadt, aus der
Familienpflege des Proletariats. Beide Kategorien seien an KÅrperlÇnge und
KÅrpergewicht zurÄckgeblieben. Bei den Anstaltskindern sei jedoch der RÄck-
stand grÅsser, 7 bis 8 cm gegenÄber 1,3 cm. BezÄglich KÅrperkraft, frischer
Farbe, Blick machten die Anstaltskinder ungÄnstigeren Eindruck. Es sei
weiter eine wichtige Funktion des KÅrpers, die Abwehr von Infektionskrank-
heiten, die Resistenz, verglichen worden. Die Sterblichkeit der Anstalskinder
an Diphtherie war doppelt bis dreifach so gross. Die Lungenkomplikationen
bei masernkranken Kindern aus Anstalten hÇufiger, auch bei rachitisfreien
die Sterblichkeit fast dreifach so gross. Die Anstaltskinder waren schlaffer,
stumpfer. Der dekonstituierende Massenpflegeschaden sei nicht bloss rachiti-
schen Ursprungs oder postinfektiÅs, noch durch UnzulÇnglichkeiten des
Milieus bedingt, sondern stÄnde mit der widernatÄrlichen Massenpilege, mit
dem Mangel an sich individuell anpassender, einen steten seelischen Kontakt
xewÇhrender Einzelpflege in Zusammenhang. Die Seele des Kindes leide.

Dieses Ergebnis der Anstaltsaufziehung ist beachtenswert, besonders
fÄr die Verfechter des Findelhauses, in denen die Kinder nicht bloss temporÇr,
sondern immer sind, also die MassenpflegeschÇden noch stÇrker werden.
Die Kinder aus gut geleiteten Heimen sind kÅrperlich und geistig schlechter
entwickelt als die der Çrmeren BevÅlkerung. Auch fÄr die spÇteren Lebens-
alter ist lÇngst bei Vormundschaftsgerichten bekannt, dass selbst mittel-
mÇssige KostplÇtze besser sind als Anstaltserziehung. Wer kennt nicht den
abgestumpften Gesichtsausdruck der WaisenhauszÅglinge, welche des elter-
lichen Einflusses bar sind? Gerade die seelische Entwicklung bleibt bei der
Massenerziehung zurÄck. Und wie wichtig ist sie fÄr den spÇteren Charakter
des StaatsbÄrgers!

Dazu kommt noch, dass die Aufziehung in modernen Heimen enorme
Kosten verschlingt, so dass die hierfÄr aufzubringenden Mitel viel hÅher
sind, als wenn die Familien fÄr ihre Kinder unterstÄtzt werden.

Man wirft auch nicht mit Unrecht ein, dass mit einer organisierten
Anstaltsaufziehung der Kinder aus Åffentlichen Mitteln, wie es bei einer da-
durch geplanten BekÇmpfung der kÄntlichen Schwangerschaftsunterbrechung
in grossem Stile sein mÄsste, das natÄrliche Pflichtbewusstsein der Eltern
erlÅschen wÄrde, die dann lustig Kinder zeugen und sie, ohne sich weiter
zu kÄmmern, an die Åffentlichen Anstalten abgeben wÄrden.

Die Kinderfrage aus wirtschaftlicher Notlage kann nicht durch moderne
FindelhÇuser gelÅst werden. Es wÄrde durch diese LÅsung jedenfalls ein
anderer, ebenso grosser Schaden fÄr die Nation aus der Beschaffenheit des
so erzogenen Nachwuchses entstehen. i

Der Mensch muss verankert bleiben in der Familie; die ist die
Urzelle des Gemeinwesens. Hier muss UnterstÄtzung einsetzen
und zwar krÇftig. ã

Weiten BevÅlkerungskreisen É ich denke besonders an den
geistigen Mittelstand É kann durch all die aufgefÄhrten Einrichtungen
in der Sorge um ihre Kinder nicht geholfen werden. Sie wÄrden
ihr einziges oder ihre zwei bis drei Kinder, selbst bei Wohnraum.
mangel, der ja auch in absehbarer Zeit behoben und mehr eine
finanzielle Frage des Einzelnen werden wird, gar nie in eine solche
maschinelle Aufzuchtanstalt geben. Sie mÄssen anders unterstÄtzt
werden, die natÄrlichen Elternpflichten erfÄllen zu kÅnnen. LÅhne
und GehÇlter sind zu erhÅhen, bei den freien Berufen die GebÄhren
fÄr ihre Leistungen nicht bloss entsprechend festzusetzen, um von
mÇchtigen Abnehmern gedrÄckt zu werden, sondern wirklich zu be-
zahlen. Die jetzigen Steuererleichterungen fÄr die Kinderzalâl sind
vÅllig ungenÄgend; sie mÄssen so sein, dass die ErmÇssigung er-
mÅglicht das Mehr zu bestreiten, das die Erziehung und Ausbildung
der Kinder erfordert. Das ist auch fÄr die Kinderzulagen der Fest-
besoldeten zu verlangen. Man kann auch, um die hierfÄr erforder-
lichen Mittel aufzubringen, an eine besondere steuerliche Heran-
ziehung der Junggesellen und der kinderlosen Ehepaare denken, Çhn-
lich wie die Wohnung Besitzenden in der Mietzinssteuer bezahlen
mÄssen, um davon Wohnungen fÄr die, welche keine haben, zu bauen.

Die ausserehelich GeschwÇngerte darf der ehelichen Mutter
in ihrem gesellschaftlichen Rufe nicht nachstehen. Gerade fÄr sie
mÄssen wÇhrend Schwangerschaft, Geburt und Wochenbett die FÄr-
sorgemassnahmen weiter ausgebaut werden. Die Stellung des un-
ehelichen Kindes ist mehr der des ehelichen anzugleichen, der Kinds-
vater stÇrker heranzuziehen.

Schliesslich ist auch Çrztlich zu betonen, dass Enthaltsamkeit
weder fÄr Mann noch Frau gesundheitlichen Schaden bringt.

Ich glaube als Berichterstatter den vielseitigen Fragenkomplex
der kÄnstlichen Unterbrechung der Schwangerschaft in rechtlicher
und sozialer Hinsicht genÄgend von allen Seiten beleuchtet zu haben.
Die Stellung der Aerzteschaft zum Abort und die Çrztlichen Indika-
tionen zu seiner Einleitung wird der Mitberichter behandeln, so dass
ich nun zur abschliessenden Zusammenfassung schreiten darf.

Zwei Lager stehen sich gegenÄber. Die einen halten an der
alten Anschauung strengen Verbotes fest, die anderen É wohl die
kleinere Gruppe É wollen vorwiegend wirtschaftliche GrÄnde gelten
lassen. In der Mitte stehen jene, welche fÄr Milderung der Aui-
fassung und der bestehenden Strafen sind.

Der Standpunkt des Landesausschusses der Aerzte Bayerns ist
niedergelegt in den LeitsÇtzen *) und in der Entschliessung, die ge-
druckt in ihren HÇnden sind und um deren Annahme der Landes-
ausschuss ersucht.

Wenn Sie das tun, dann bezeugen Sie,
dass Sie hochhalten wollen den Begriff Weib und MÄtterlichkeit,
dass Sie unterbinden wollen die Entsittlichung unserer Generation,
dass Sie nicht erschÄttern lassen wollen die Grundfesten fÄr ein

gesundes, leistungsfÇhiges Volk!

Entschliessung:
Die Abtreibungen haben in unheimlicher Weise zugenommen.

UnzÇhlige MÄtter verfallen dadurch dem Siechtum oder sterben.
Die seuchenartige Ausbreitung der Abtreibung der Leibesfrucht be-
deutet fÄr die Nation den Verfall durch Entsittlichung, GeburtenrÄck-
gang und SchwÇchung des Volksganzen. Dies mÄsste um so stÇrker
eintreten, wenn die kÄnstliche Unterbrechung der Schwangerschaft
auch nur in den allerersten Monaten freigegeben, und wenn wirt-
schaftliche Notlage als Grund anerkannt wÄrde. Letztere darf nicht
durch TÅtung bekÇmpft, sondern kann und muss durch soziale Mass-
nahmen beseitigt werden: Ausbau der FÄrsorgeeinrichtungen und
Kinderanstalten, Familienzulagen und SteuerermÇssigungen in solcher
HÅhe, dass sie die Kosten der Kinderaufziehung wirklich decken.

Milderungen der Bestrafung der Abtreibungen sind nicht an-
gebracht. Nur fÄr jene vereinzelte FÇlle, in denen vorliegende
Krankheit das Leben der Mutter gefÇhrdet, ist die Einleitung des
kÄnstlichen Abortes durch einen Arzt zulÇssig. HierfÄr ist die
Straflosigkeit gesetzlich festzulegen.

Die Aerzteschaft warnt die Allgemeinheit, sich durch freiere
Auffassung in dieser Frage betÅren zu lassen.

Die Aerzteschaft ruft die gesetzgebenden KÅrperschaften an,
keine AbschwÇchungen der bisherigen Bestimmungen eintreten zu
lassen.

Die Aerzteschaft stellt den Gerichten vor, nicht durch milde
Urteile die EindÇmmung dieser nationalen Gefahr zu erschweren.

Die Aerzteschaft bittet die Staatsregierung alles zu tun, diese
volksvernichtende Seuche auszurotten.

Die grosse Ausstellung DÄsseldorf 1926 fÄr Gesundheits-

pflege, soziale FÄrsorge und LeibesÄbungen (Gesolei).

Nachdem schon mehrfach in kurzen Notizen in dieser Zeitschrift
Äber den Stand der Vorarbeiten der ÑGrossen Ausstellung DÄssel-
dorf 1926 fÄr Gesundheitspflege, soziale FÄrsorge und Leibes-
ÄbungenÖ berichtet worden war, soll nunmehr einmal ein Gesamt-

Äberblick Äber das, was in DÄsseldorf fÄr das nÇchste Jahr geplant
wird, gegeben werden,

*) Die LeitsÇtze waren in d. W. Nr. 31, S. 1315 abgedruckt.


